
26 ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen re. w. Die in Unserer Al,gemeinen Gerichtsordnung

vorgeschriebencn Prozcßformen bedürfen für diejenigen Sachen,

welche zu einem abgekürzten Verfahren geeignet sind, einer Ab¬

änderung, welche nicht füglich bis zur Vollendung der von Uns

ungeordneten allgemeinen Revision der Gesetze ausgesetzt bleiben

kann; Wir verordnen daher einstweilen für diejenigen Provinzen

Unserer Monarchie, in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung

Kraft hat, jedoch mit Ausschluß des Großhcrzogthums Posen,

auf den Antrag Unsrer Justizminister und nach vernommenem

Gutachten einer von Uns aus Mitgliedern deö Slaatsraths er¬

nannten Kommission, wie folgt:

Erster Titel.

Bom Mandatsprozesse,

h. 1. Der Mandatsprozeß soll künftig nicht bloß in den

durch Tit. 28. tz. 15. der Prozeßordnung bestimmten, sondern

überhaupt in folgenden Fallen staiifiudcn:

1) wegen aller Verbindlichkeiten aus einseitigen Geschäften,
wenn die darüber errichtete Urkunde

entweder nach h. 123. Titel 10. der Prozeßordnung

für eine öffentliche inländische Urkunde zu achten ist;

oder von einer inländischen öffentlichen Behörde in eig¬

ner Angelegenheit ausgefertigc worden;

oder mit Beglaubigung der Unterschrift durch ein inlän¬

disches Gericht oder einen inländischen Notar ver¬

sehen ist.

2) wegen aller, auch aus zweiseitigen Geschäften herrührenden

Forderungen von Kapitalien, Zinsen und zu bestimmten

Zeiten wiederkehrenden Leistungen, wenn diese Forderungen

aus dem Hypothekenbuchc hervorgehcn, oder wenn über die¬

selben, in Ermangelung eines vollendeten Hypothekenbuches,

eine Rekognition von der Hvpothekenbchörde ertheilt wor¬
den ist;

1
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3) wegen Ansprüche aus einem die Exekution nicht mehr zu-

lasscnden Erkenntnisse, seit dessen Rechtskraft noch nicht

fünf Jahre verflossen sind;

fl) wegen Forderungen der Geistlichen, gerichtlichen Anwälte

und Notare, der Feldmesser und Kondukteure für ihre Ge¬

bühren und Auslagen, wenn diese durch die Vorgesetzte Be¬

hörde festgesetzt worden sind und das Fcstsetzungsdekrct mit

der Klage zugleich überreicht wird, so wie der Gerichte für
ihre Gebühren und Auslagen.

h. 2. In diesen Fallen wird auf die Klage, unter abschrift¬

licher Mittheilung derselben, ein Befehl an deN Verklagten erlas¬

sen, binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Insinuation des

Befehls an, entweder den Klager klaglos zu stellen, oder seine

Einwendungen gegen die Forderung mündlich zu Protokoll oder

schriftlich anzubringen, widrigenfalls auf Antrag des Klagers, und

nach gehörig geschehener Insinuation — wovon der Klager zu

benachrichtigen ist — die Exekution verfügt werden würde.

In besonderen Fallen steht dem Richter die Vefugniß zu,

die Frist auf acht Tage zu verkürzen, oder bis auf sechs Wochen

zu verlängern.
h. 3. Gegen diesen Befehl sind nur solche Einwendungen

zulässig, welche sofort durch Urkunden, Eidcszuschiebung, oder

solche Zeugen, deren unverzüglicher Abhörung kein Hindernis ent-

gegcnstcht, liquid gemacht werden können.
Bringt der Verklagte dergleichen Einreden vor, ko sind beide

Partheien und die vom Verklagten benannten Zeugen zur münd¬

lichen Verhandlung der Sache nach Vorschrift des tz. 13. und ff.

vorzuladcn.

Findet der Richter den Einwand erheblich und bewiesen, so

wird auf Zurücknahme des Mandats erkannt. Wenn dagegen

appellirt wird, so muß bis zur' rechtskräftigen Entscheidung die

Exekution suspendirt bleiben.

Wird der Einwand unerheblich oder unerwiesen befunden, so

wird auf Vollstreckung des Mandats erkannt, und die Appellation

gegen ein solches Urtheil kann die Exekution nicht aufhalten.
In beiden Fallen bleibt dem unterliegenden Theile die Ver¬

folgung seiner Ansprüche im besonderen Prozesse Vorbehalten.
Eine Rekonvention, in soweit sie sich nicht zu einer Kom¬

pensationseinrede eignet, hat nur die Begründung des Gerichts¬

standes zur Folge.

tz. fl. Einreden, welche nach Ablauf der im Mandate fest¬

gesetzten Frist vorgebracht worden, sollen die Exekution des Man¬

dats nicht aufhaltcn, vielmehr mittelst einfacher Verfügung zum



Z

Separatverfahren im geeigneten Wege des Prozesses verwiesen
werden.

§. 5. Beschwerden darüber, daß der Mandatsprozeß zur
Ungebühr verweigert worden, sind im Wege des Rekurses an die
dem Züchter Vorgesetzte Instanz zu erledigen.

Zweiter Titel.

Vom summarischen Prozesse,
h. 6. Der summarische Prozeß, in sofern die Sache sich

nicht zum Mandatsprozcsse eignet, findet statt:
1) in allen Fallen, in denen nach den bisherigen Vorschriften

der Epekuiivprozeß eintrat:
2) aus Urkunden über zweiseitige Geschäfte, welche im Jnlande:

entweder in Form öffentlicher Urkunden ausgestellt,
oder von einer öffentlichen Behörde in eigner Angelegen¬

heit ausgesertigt,
oder mit gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung der

Unterschrift versehen sind;
3) aus Privaturkunden über Darlehns-, Verwahrungs- und

Lcihvcrtrage, über Kauf-, Tausch-, Lieferungs- und Mieths-
venräge, über versprochenePensionen, Besoldungen, Ali¬
mente, Renten, und alle zu bestimmten Zeiten wiederkeh-
rcndcn Leistungen;

4) wegen Forderungen:
der Fabrikunternehmer, Kaufleute, Kramer, Künstler

und Handwerker für Arbeiten und gelieferte Waaren,
so wie für Vorschüsse an ihre Arbeiter;

der Medizinalpersoncn für ihre Besuche, Operationen
und Arzneimittel;

der öffentlichen und Privat-Schul- und Erziehungsanstal¬
ten für den Unterhalt, den Unterricht und die Erziehung;

der öffentlichen und Privatlehrer hinsichtlich des Honorars;
der Lehrherren hinsichtlichdes Lehrgeldes;
der Haus- und Wirthschaftsoffizianten und des Gesindes

an Gehalt und Lohn;
der Taglöhner und anderer gemeiner Handarbeiter hin¬

sichtlich ihres Lohnes;
der Fuhrleute und Schiffer hinsichtlich des Fuhr- und

Frachtgeldes:
der Gast- und Spcisewirthe für die von ihnen gegebene

Wohnung und den gelieferten Unterhalt;
5) wegen Injurien, in soweit sie sich nicht zum Untersuchungs-

Verfahren eignen.



tz. 7. Den Gerichten steht in jeder Lage des Prozesses die
Befugniß zu, wenn sie finden, daß eine der i:n h. 6. gedachten
Sachen zur Verhandlung und Entscheidungim Wege des sum¬
marischen Prozesses sich nicht eignet, dieselbe zum ordentlichen
Prozeßverfahren zu verweisen, so wie auf den übereinstimmenden
Antrag der Partheicn außer den vorerwähntenKlagcsachen auch
andere Rechtsstrcitigkeitcn im summarischen Prozesse zu verhandeln.
Gegen diese Verfügungen findet kein Rekurs statt.

Die Mandatare bedürfen zu einem solchen Anträge keiner
Spezialvollmacht.

Erster Abschnitt.
Vom Verfahren bei Gerichten, welche «in Kollegium bilden.

Erste Instanz.
tz. 8. Findet das Gericht die Klage vollständig und begrün¬

det, so ist der Verklagte, unter abschriftlicher Mittheilung dersel¬
ben und ihrer Anlagen, mit Androhung der in den tzh. 12. und
14. der gegenwärtigen Verordnung bestimmten Nachtheile, vor
einen Deputaten des Gerichts zur Klagebeantwortung vcrzuladen.

tz. 9. Der Termin wird dergestalt anberauMt, daß dem Ver¬
klagten eine Frist von vierzehn Tagen, von dem Tage der Insi¬
nuation an gerechnet, zur Vorbereitung seiner Einlassung frei bleibt.

Wohnt der Verklagte nicht am Sitze des Gerichts, so ist
die Frist nach Verhälmiß der Entfernung seines Wohnorts vom
Sitze des Gerichts zu verlängern.

In besonders schleunigen Fällen kann die Frist auch kürzer
bestimmt werden.

tz. 10. Der Klager wird zu dem Termine unter der Ver¬
warnung mit vorgeladen, daß bei seinem Ausbleiben die Akten
auf seine Kosten reponirt werden.

. tz. 11. Die Verlegung des Termins findet ohne Zustim¬
mung des andern Theils nur einmal statt, und in diesem Falle
nur, wenn die Hinderungsucsachen bescheinigt sind.

Bei Anberaumungdes neuen Termins soll zwar in der Re¬
gel die im tz. 9. vorgeschriebene Frist beobachtet, doch muß dieselbe
auch mir Rücksicht auf die Beschaffenheit der Hinderungsursachen
dergestalt verlängert werden, daß dem Verklagten Zeit zur Ver-
theidigung seiner Rechte bleibt.

tz. 12. Erscheint der Verklagte nicht, so nimmt daS Gericht
auf den Vortrag des Deputieren in der nächsten Sitzung die in
der Klage angeführten Thatsachen für zugcstanden an, und erkennt
auf den Antrag des Klägers, so weit es die Klage für rechtlich
begründet erachtet, in uontumaviain gegen den Verklagten.
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h. 13. Räumt der Verklagte die Forderung ein, so wird

aus den Vortrclg des Deputaten in der nächsten Sitzung die

Agnitionsresolution abgefaßt, auch selbst wenn der Klager im
Termine nicht erschienen ist.

h. 1t,. Bestreitet der Verklagte den Anspruch, so muß der¬

selbe die Klage nicht nur vollständig beantworten, sondern auch

alle Einreden in dem Klagebeantwortungstermine Vorbringen.

Thalsachen und Urkunden, worüber er sich nicht erklärt,

werden für zugestanden und anerkannt gehalten. Fernere Ein¬

reden, welche auf Thatsachen beruhen, dürfen im Laufe der ersten

Instanz vom Verklagten nicht mehr vorgebracht werden.

h. 15. Erscheinen die Partheien im Klagebeantwortungs-

termine, so versucht der Deputirte die Sühne.

h. 16. Editionsgesuche einer Parthei gegen die andere müssen
in der Klage oder Klagebeantwortung angebracht werden, und cs

ist darüber zugleich mit der Hauptsache zu verhandeln.

h. 17. Editionsgesuche gegen Dritte sind mit der Klage

oder Klagcbeantwortung, jedoch in besonderen Schriften oder Pro¬

tokollen, unter den Parlheien zu verhandeln. Auf den Antrag

des Editionssuchers kann die Verhandlung der Hauptsache bis zur

Erledigung des Edilionspunktcs ausgesetzt werden.

tz. 18. Außer diesem Falle sind die Partheien, sobald die

bestreitende Klagebeantwortung erfolgt ist, unter Mittheilung einer

Abschrift derselben an den Kläger, zur mündlichen Verhandlung

der Sache vor das erkennende Gericht vorzuladen, mit Androhung

des nach den §h. 23., 24. und 25. den Ausdleidcnden treffenden

Nachtheils, und mit der Aufforderung, die in Bezug genomme¬

nen oder nur in Abschrift beigebrachtcn Urkunden urschriftlich zur

Stelle zu bringen.

h. 19. Eine Verlegung der zur mündlichen Verhandlung

der Sache anberaumten Sitzung findet nur auf übereinstimmenden

Antrag der Partheicn statt.

h. 20. Sind die Partheien nach erfolgter Klagebeantwor¬

tung darüber einig, daß die mündsiche Verhandlung vor dem er¬

kennenden Gerichte entbehrt werden kann, so sind die Akten sofort

zum Spruch vorzulegen, und muß das Erkenntniß vorzüglich
beschleunigt werden.

ß. 21. Ein Verzeichniß der zur mündlichen Verhandlung

bestimmten Sachen ist drei Tage vor derselben vor dem Sitzungs¬

saal« auszuhängen. Die Verhandlung geschieht nach der Reihe¬

folge dieses Verzeichnisses, falls nicht dringende Ursachen nach

dem Ermessen des Gerichts eine Ausnahme erfordern.
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Erscheint eine Parthei bei dem Aufruf der Suche nicht zu

der in der Vorladung für sie besonders zu bestimmenden Stunde,

so sind die Vorschriften der §§. 23.» 24. und 25. zu befolgen.

h. 22. Sammtliche bei dem Gerichte nngestellte richterliche

Beamte, Referendaricn, Auskultatoren und Jusiizkommissarien,

so wie die Partheien, haben bei der zur mündlichen Verhandlung

anberaumten Sitzung Zutritt/ Letztere jedoch nur, wenn ihre Sache

verhandelt wird. Sämmiliche bei der Sache nicht betheiligte Per¬

sonen müssen sich aber entfernen, sobald eine der Parlheien dar¬

auf antragt, oder das Gericht aus Gründen der öffentlichen Ord¬

nung oder der Sittlichkeit dies für angemessen erachtet.

§. 23. Erscheinen beide Parkheien in der zur mündlichen

Verhandlung bestimmten Sitzung nicht, so sind die Akten auf

Kosten des Klagers zu reponiren.

ß. 24. Erscheint die eine der Partheien nicht, oder laßt sie

sich auf die Sache nicht ein, so kann die andere Parthei auf Re¬

position der Akten auf Kosten des Gegners, oder auf Kontumacial-
verhandlung antragcn.

tz. 2ü. Bei der Kontumacialvcrhandlung werden alle strei¬

tige, von dem Nichtcrschienenen angeführte, mit schriftlichen Be¬

weisen nicht unterstützte Thatsachen für nicht angeführt erachtet,

und alle von dem Gegentheil angeführte Thalsachen, denen noch

nicht ausdrücklich widersprochen worden, sind für zugestanden, so

wie die vom Gegentheil bcigcbrachten Urkunden für rekognoszirt
anzusehcn.

Eben so wird es gehalten, wenn eine erschienene Parthei sich

auf solche neue Umstande, welche bei der mündlichen Verhandlung

noch vorgebracht werden dürfen, nicht cinläfn.

tz. 26. Der mündliche Vortrag, welchem durch den Depu¬

taten, oder bei dessen Verhinderung durch ein anderes Mitglied

des Gerichts, eine kurze mündliche Darstellung der Sache voran-

zuschickcn ist, wird in der Gerichtssitzung durch die Parthei in

Person, oder durch einen von ihr aus der Zahl der bei dem Ge¬

richte angestellten Justizkommissarien zu wählenden Bevollmächtig¬

ten, oder durch einen auf ihr Verlangen ihr zugeordneten Bei¬

stand gehalten, wobei dem Verklagten das letzte Wort gebührt.

Auch diejenigen Personen, welche gesetzlich die Vermukhung einer

Vollmacht für sich haben, dürfen zu Bevollmächtigten bestellt
werden.

tz. 27. "Werden bei der mündlichen Verhandlung von einer

Parthei Thatumstande, in soweit sie nach h. t4. noch zulässig

sind, und Beweismittel angebracht, auf welche die andere Parthei

nicht vorbereitet sein konnte, so ist durch mündliche Verfügung

!

,



des Gerichts, welche zugleich die Stelle der Vorladung vertritt,

die Fortsetzung der Verhandlung zu einer andern Sitzung anzu-
beraumen.

Erscheinen in dieser andcrweitcn Sitzung die Partheien nicht,

so sind die tztz. 23., 24. und 25 zur Anwendung zu bringen.

ß. 28. Die Leitung der mündlichen Verhandlung, die Sorge

für gehörige Erörterung der Sache, der nochmalige Versuch der

Sühne, die Befugniß zur Schließung der Verhandlung, gebühren

dem Vorsitzenden des Gerichts, welcher jedoch hierbei auf die Mei¬

nung der beisitzenden Richter Rücksicht zu nehmen, und diejenigen

Fragen, welche Letztere den Partheien vorgelegt zu sehen wünschen,

zu stellen hat.

§. 29. Ist die Sache zum Endurtheile reif, so wird das

Eckenntniß mit den Entscheidungsgründen den Partheien noch in

der nämlichen, oder in einer sofort zu bestimmenden, jedoch nicht

über acht Tage hinauszusetzenden Sitzung pul'li.irt.

tz. 30. Ist eine Beweisaufnahme erforderlich, so muß dieselbe

durch eine sofort abzufasscnde Resolution, welche die zu beweisenden

Thatsachen und die Beweismittel festsctzt, verfügt werden.
h. 3l. Soll hiernach von der Partbei, welche am Orte des

Gerichts oder in dessen Nahe wohnt, ein Eid geleistet werden, so

ist derselbe in der Gerichtssitzung, jedoch nicht früher als acht

Tage nach Auferlegung desselben, abzunehmen, selbst wenn die

Parthe! bei letzterer in der Sitzung anwesend wäre.

ß. 32. Ist die Parlhei, welche den Eid zu leisten hat, am

Orte des Gerichts oder in dessen Nahe nicht wohnhaft, so requi-

rirt das erkennende Gericht denjenigen Richter, in dessen Sprengel
die Parlhei wohnt, um Abnahme des Eides.

tz. 33. Soll eine andere Beweisaufnahme erfolgen, so ist

dazu ein Kommissarius zu ernennen, oder, wenn sie auswärts

erfolgen muß, das auswärtige Gericht zur Ernennung eines Kom¬

missars zu veranlassen.

§. 3ü. Sobald die Beweisverhandlungen beendigt sind, wer¬

den die Parthcien unter abschriftlicher Mittheilung derselben zur

mündlichen Verhandlung in die Gerichtssitzung und zur Entschei¬
dung der Sache mit der Verwarnung vorgeladen, daß gegen den

Ausbleibcnden angenommen werden würde, er habe zur Unterstüz-
zung seiner Behauptungen und Anträge nichts weiter anzusühren.

h. 35. Das Gericht darf die Aufnahme neuer Beweise, so¬

bald derselben eine der Partheien widerspricht, nur dann gestatten,

wenn sich dieselben erst aus dem aufgenommencn Beweise als vor¬

handen ergeben haben. Die Eideszuschiebung ist jedoch bis zur
Abfassung des Erkenntnisses zulässig.
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h. 36. lieber die mündlichen Verhandlungen wird ein Pro¬
tokoll ausgenommen, welches enthalt:

1) die Namen der anwesenden Gcrichtsmitglicdcr;

2) die Namen der Parthcicn und ihrer Sachwalter, und ob
sie erschienen sind oder nicht;

3) den Gegenstand des Rechtsstreits;

4) den Gang der stattgcfundenen Verhandlungen im Allgemeinen;

5) die Zugeständnisse der Parthcien, deren Aufzeichnung ver¬

langt wird, so wie diejenigen Erklärungen der Partheien,

deren Aufnahme das Gericht für erheblich halt.

Dieser letztere, Vermerk wird den Partheien vorgelesen, und

diese sind mit ihrer Bemerkung über dessen Fassung zu hören.

§. 37. Die Ausfertigungen des Erkenntnisses, welche am

Schlüsse die Belehrung wegen des einzuwendenden Rechtsmittels

enthalten müssen, werden den Partheien selbst, und nicht bloß den

Mandataren, binnen acht Tagen nach der Verkündigung insinuirt.
Restitution.

tz. 38. Das Restitutionsgesuch gegen ein in Gemäßheit des

h. 12. abgefaßtes Kontumacialerkenntniß ist nach Vorschrift des

Abschnitts 3. Titel 14. der Prozeßordnung anzubringen.

h. 39. Wird dasselbe zulässig befunden, so sind die Par¬

theien unter abschriftlicher Mittheilung des Gesuchs an die Gegen-

Parlhe! zur mündlichen Verhandlung nach den Vorschriften des
§. 18. und ff. vorzuladen.

Zweite Instanz.

tz. sio. Die Appellation findet nur statt, wenn der Gegen¬

stand der Beschwerde über 50 Thaler beträgt.

Zn denjenigen Fallen, in welchen die Allgemeine Gerichts¬

ordnung der Appellation nur Devolutiveffekt beilegt, soll auch im
summarischen Prozesse dieselbe nur Devolurivwirkuna baden.

Die Appellationsfcist lauft vom Tage der Insinuation des
Erkenntnisses.

§. sil. Enthalt die Anmeldung der Appellation nicht die

bestimmte Angabe der Beschwerdepunkte, die Angabe der zu deren

Unterstützung dienenden Beweismittel, die Vorlegung der Abschrif¬
ten der in Bezug genommenen Urkunden und einen bestimmten

Antrag, so ist der Appellant zur Rechtfertigung der Appellation

vor einen Deputaten des Gerichts, mit Androhung des im tz. 42.

ausgesprochenen NachthcikS, vorzuladen, und dem Appellatcn unter

abschriftlicher Mittheilung der Anmeldung davon Nachricht zu geben.

h. si2. Erscheint der Appellant in dem Rechtfertigungster¬

mine nicht, so wird, falls die Appcllationsanmeldung nicht die
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bestimmte Angabe der Bcschwerdepunkte enthc,.'., angenommen,

daß er auf die Appellation verzichte, im entgegengesetzten Falle

aber, daß er steh lediglich auf die Verhandlungen der ersten In¬

stanz beziehe. Die Akten werden sodann sofort an den Appella-

tionsrichtcr abgesandt, und daß dieses geschehen, den Partheien

bekannt gemacht. Thatsachcn zur Begründung der Appellation,

welche in der Appcllationsrechifertigung nicht vorgebracht worden

sind, dürfen im ferneren Verlause nicht mehr geltend gemacht
werden.

H. 43. Ist die Rechtfertigung der Appellation in der An¬
meldung oder in dem besonderen zur Ausnahme derselben anbe¬

raumten Termine erfolgt, so wird der Appellat, unter abschrift¬

licher Mitthcilung derselben, zu deren Beantwortung vor einen

Deputaten des Gerichts, mit Androhung der in den tztz. stsi. und

45. gedachten Nachtheile, vorgeladen.

tz. 44. Der Appellat muß die Appellation vollständig beant¬

worten und alle zu deren Widerlegung dienende neue Thatsachen

Vorbringen. Thatsachen und Urkunden, worüber er sich nicht er¬

klärt, sind für zugestanden und anerkannt zu halten. Neue Thal¬

sachen dürfen vom Appellaten im ferneren Laufe des Verfahrens

nicht mehr vorgebracht werden.

h. ü5. Versäumt der Appellat den Termin, so werden die

vom Appellanten angeführten neuen Thatsachen für zugcstanden

und die zur Unterstützung der in erster Instanz bereits angeführ¬

ten Thatsachcn vorgclcgten Urkunden für anerkannt gehalten, und

es gehen die Einwendungen gegen die vom Appellanten angegebe¬
nen Beweismittel verloren.

H. 46. Der Appellant wird zu dem zur Beantwortung der

Appellation anberaumten Termine unter der Verwarnung mit vor¬

geladen, daß, im Falle seines Ausbleibens, die Absendung der

Akten zur mündlichen Verhandlung an den Appellationsrichter er¬

folgen würde.

h. 47. Nach Abhaltung des Termins zur Beantwortung
der Appellationsbeschwerdcn werden die Akten sofort an das Ge¬

richt zweiter Instanz befördert, es sei denn, daß die Aussetzung

der Verhandlung bis zur Erledigung eines Editionspunktes ver¬

fügt wäre. Den Parkheien wird die Absendung der Akten, unter

Mitlheilung einer Abschrift der Beantwortung an den Appellan¬
ten, bekannt gemacht.

tz. 48. Haben beide Partheien darauf angetragen, daß die

Sache ohne mündliche Verhandlung vor dem Appellationsrichtcc

entschieden werde, so wird ohne Weiteres auf schriftlichen Vortrag

das Erkennlniß abgefaßt.
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tz. ü9. Außer diesem Falle werden die Partheicn zur münd¬
lichen Verhandlung unter der Verwarnung vorgeladen, daß, im
Falle beide Partheien nicht erscheinen, auf die Akren, wie sie lie¬
gen, erkannt; im Falle aber nur eine der Parlheien nicht erscheint,
das Kontumacialverfahrcn dahin stattsinden würde, daß alle von
dem NichtcrschiencneN in zweiter Instanz vorgcbrachten streitigen,
mit schriftlichenBeweisen nicht unterstützten Thatsachen für nicht
angeführt erachtet, und alle von dem Gegenlheile angeführten
Thatsachen, denen noch nicht ausdrücklich widersprochen worden,
für zugestanden, so wie vom Gegentheile beigebrachlen Urkunden
für anerkannt angesehen werden sollen.

Gleichzeitig wird ein Referent ernannt, welcher in der Siz-
zung dem Vortrage der Pariheien eine schriftliche Darstellung der
bisherigen Verhandlungenvoranschickt.

h. 50. Wird von beiden Theilen appellirt, so ist über beide
Appellationen gleichzeilig zu verhandeln, und darüber in einem
Urthcile zu erkennen.

§. 51. Die Ausfertigungen des Erkenntnisses sind mit den
Akten dem Gerichte erster Instanz zur ungesäumten Insinuation
an die Partheien zuzusectigen.

h. 52. Befindet sich das Gericht erster und zweiter Instanz
an dem nämlichen Orte, so dürfen die Bevollmächtigtenerster
Instanz auch bei dem Appellationsgerichte ^für ihre Machlgcber
auftreten.

H. 53. In soweit für das Verfahren zweiter Instanz nicht
besondere Vorschriften ertheilt worden sind, sollen hierbei die für
die erste Instanz gegebenen Bestimmungen zur Richtschnur genom¬
men werden.

Dritte Instanz.
h. 5st. In Ansehung des Verfahrens in dritter Instanz

bleibt es bei den gesetzlichen Vorschriften.

Adcitation und L i tis de n u n z iati o n.
§. 85. Adcitationsgefuche und Litisdenunziationen sind vom

Kläger gleichzeitig mit der Klage, vom Verklagten aber gleichzei¬
tig mit der Klagebeantwortung, anzubringen, und in der Folge
nur in soweit zulässig, als die Veranlassungdazu sich erst spä«er
ergibt.

H. 56. Die Fristung zur Vorladung des Adcitatcn und
Litisdcnunziaten sind nach Vorschrift des A. 9 zu bestimmen.

h. 57. Das Adcitalionsgcsuchund die Litisdenunziation kann
auch in zweiter Instanz, jedoch nur gleichzeitig mit der Appella-
lionscechtfertigung oder Beantwortungderselben angebracht werden.
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Akzessorische Intervention.

h. 68. Akzessorische Interventionen sind nur so weit zuläs¬

sig, als der Gang der Hauptsache dadurch nicht aufgehalten wird.
Rekonvention.

h. 59. Die uneigentliche Rekonvention ist spätestens mit

der Beantwortung der Klage anzubcingcn. Eignet sich die¬

selbe zur Verhandlung im summarischen Prozesse nicht, so sollen

Klage und Widerklage zum ordentlichen Prozesse verwiesen wer¬

den. Eignen beide aber sich zum summarischen Prozesse, so ist
die Rekonvention dem Kläger zur Beantwortung nach tztz. 8 u. 9

abschriftlich mitzutheilcn, und darauf nach erfolgter Beantwortung,
oder nach Ablauf der Frist, nach Vorschrift des tz. 13 u. ff. zu

verfahren.

Zweiter Abschnitt.
Vom Verfahren bei Gerichten, welche kein Kollegium bilden.

h. 60. Die Vorschriften des ersten Abschnitts, so weit sie

kein Kollegium voraussetzen, finden auch bei denjenigen Gerichten,

welche nur mit einem oder zwei Richtern besetzt sind, Anwen¬

dung, in sofern nicht der gegenwärtige Abschnitt abändernde Be¬

stimmungen enthält.

H. 61. Auf die Klage wird ein Termin zur Beantwortung

derselben und zur weitern mündlichen Verhandlung anbcraumt,

wozu beide Panhcicn, der Verklagte unter abschriftlicher Mitthei¬

lung der Klage, vorgeladen werden.

h. 62. Nach beendigter mündlicher Verhandlung ist ein

Protokoll aufzunehmen, welches das Sachvechaltniß, die Streit¬

punkte und die Anträge der Parthcien nur im Resultate enthalt.

Dieses Protokoll wird den Partheien, welche dabei mit ihren Er¬

innerungen zu hören sind, vorgelesen und zur Unterschrift vorge¬

legt. Wollen oder können sie nicht unterschreiben, so ist dies am

Schluffe des Protokolls zu bemerken.

tz. 63. Nach dem Schluffe des Protokolls ist unter demsel¬

ben, wegen Aufnahme des Beweises, das Erforderliche sofort zu

verfügen. Bedarf es keiner Beweisaufnahme, so ist das Eckennt-

niß in der Regel unter das Protokoll nicderzuschreiben und mit

diesem auszufertigen.

tz. 64. Die Beweise können sogleich in dem ersten Termine

ausgenommen, und Zeugen und Sachverständige, welche sich am

Orte des Gerichts befinden, unverzüglich zur Gerichtsstclle beschic¬
ken werden.

h. 65. Die Appellation findet statt, wenn der Gegenstand

der Beschwerde mehr als zwanzig Thaler ausmacht.
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Dritter Titel.

Vom Verfahren in Bagatellsachen.

tz. 66. In Bagatellsachen soll bei allen Gerichten nach den

Vorschriften des zweiten Abschnitts zweiten Titels dieser Verord¬

nung, in soweit der gegenwärtige Titel nicht Abweichungen vor¬
schreibt, verfahren werden.

tz. 67. Bei den Gerichten, welche ein Kollegium bilden,

sind einzelne Kommissarien zur Verhandlung und Entscheidung der
Bagatellsachen zu ernennen.

tz. 63. In der ersten, an den Verklagten ergehenden Vor¬

ladung ist zugleich zu bestimmen, was derselbe dem Klager zu

leisten hat, mit der Verwarnung, daß, falls die Klage in gehö¬

riger Zeit nicht beantwortet werde, die erlassene Bestimmung gleich

einem Kontumacialerkenntnisse ohne Weiteres zur Vollstreckung ge¬
bracht werden würde.

tz. 69. Gegen diese die Stelle eines Kontumaeialerkenntnis-

ses vertretende Verfügung soll, im Falle die Sache nicht appella-

bel ist, die Restitution nach Vorschrift der HH. 33 u. 39 dieser

Verordnung, sonst aber nur die Appellation zugelassen werden.

Vierter Titel.

Allgemeine Bestimmungen.

tz. 70. Klage, Appellation und Revision, so wie deren Be¬

antwortungen, können mündlich zu Protokoll oder schriftlich in

oder vor dem dazu anberaumten Termine angebracht werden. Hat

jedoch eine Parthei einen Justizkommissar zu ihrem Bevollmäch¬

tigten bestellt, so muß dieser die Anträge und Erklärungen schrift¬

lich einreichen. Den Schriftsätzen ist eine Abschrift derselben für

den Gcgentheil beizufügen.

tz. 71. Die Partheien können ihre Schriftsätze selbst ver¬

fassen; doch soll wegen Mangelhaftigkeit eines Schriftsatzes nie¬

mals die Verlegung eines Termins stattsinden.

h. 72. Sämmtliche prozeßleitende Verfügungen werden in

der Regel durch Dekretsabschriften, welche von dem Kanzleivor-

stande zu beglaubigen sind, an die Bethciligtcn erlassen.

h. 73. Zu Verhandlungen des Mandats- und des summa¬

rischen Prozesses soll es bei den größeren Gerichten nur einer De- s

putation von drei Mitgliedern in erster Instanz, und von fünf

Mitgliedern in zweiter Instanz, bei den Gerichten aber, welche

nur mit zwei Richtern besetzt sind, nur eines derselben, in allen

Fällen jedoch der Zuziehung eines Protokollführers bedürfen.
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Ein Protokollführer muß auch bei dem Verfahren in Baga¬
tellsachen zugczogen werden.

Bei Gerichten, welche nur mit drei Mitgliedern besetzt sind,
wird im Verhinderungsfalls eines derselben dessen Stelle durch
einen Referendar oder durch einen zum Richreramtc verpflichteten
Aktuar vertreten. Ist ein Referendar oder ein solcher Aktuar bei
dem Gerichte nicht vorhanden, so ist nach Vorschrift des Ab¬
schnitts 2 Titel H. dieser Verordnung zu verfahren. ^

h. 75. Bei dem Mandats- und dem summarischen Prozesse,
so wie bei dem Verfahren in Bagatellsachen, kommen die Vor¬
schriften der Titel 1 bis 25 einschließlich, der Prozeßordnungin
soweit zur Anwendung, als die, gegenwärtige Verordnung nicht
abweichende Bestimmungen enthält.

h. 75. Eignet sich eine Forderung nach den Bestimmungen
der gegenwärtigen Verordnung zu mehreren der hier ausgestellten
besonderen Prozeßaricn, so geht der Mandatsprozeßdem summa¬
rischen und Bagatellprozesse, letzterer aber dem summarischen Pro¬
zesse vor.

h. 76. In sofern in der Prozeßordnungein besonderesoder
abgekürztes Verfahren für Gegenstände, welche nicht zu den in
der gegenwärtigen Verordnung bezcichneten gehören, angeordnet
worden ist, hat es bei jenem Verfahren sein Bewenden.

h. 77. Alle seit dem 1. Oktober d. Z. bei den Gerichten
anhängig gemachten Prozesse, welche sich zur Verhandlung nach
der gegenwärtigen Verordnung eignen, sollen nach den Vorschrif¬
ten derselben eingelcitct und entschieden werden.

Dagegen sollen dis vor dem 1. Oktober d. I. anhängig ge¬
machten Prozesse nach den bisherigen Vorschriften beendigt werden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhandigeu Unterschrift und
beigedrucktemköniglichen Jnsicgel.

Gegeben Berlin, den l. Juni 1933.
(L-. 8.) Friedrich Wilhelm.

Earl, Herzog zu Mecklenburg,
v. Kamptz. Mühlcr.

Beglaubig t:
Friese.
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